
Berlin (ADN/ND). „Wir gehen in
einen Hungerstreik, weil wir
nicht von einer alten in eine
neue Unmündigkeit geraten wol-
len", erklärte Reinhard Schuldt
(Neues Forum), als einer der Be-
setzer der ehemaligen Stasi-Zen-
trale am Mittwoch vor der
Presse. Mit der Aktion wollen die
Bürgerrechtler ihren Forderun-
gen Nachdruck verleihen. So sol-
len die Abgeordneten aller Frak-
tionen der Volkskammer darauf
beharren, „daß das Gesetz vom
24. August über den Umgang mit
Stasi-Akten und auch das Reha-
bilitierungsgesetz doch noch Be-
standteil des Einigungsvertrages
werden". Ein zweiter Punkt ist
nach wie vor die Ablösung von
Innenminister Diestel.

In Halle hatten sich am Abend
über 500 Bürger vor der Markt-
kirche zu einer Protestkundge-
bung versammelt. Sie forderten
den Verbleib der Akten auf dem
Territorium der DDR und deren
sachbezogene politische Aufarbei-
tung. Es müsse verhindert wer-
den, daß die Akten in die Hände
• des BND gelangen und miß-
braucht werden.

Die Alternative Liste hat West-
berlins Innensenator Erich Pät-
zold (SPD) aufgefordert, sämtli-
che Magnetbänder mit dem Ost-
berliner Einwohnerregister um-
gehend zurückzuschicken, da auf
ihnen Stasi-Daten gespeichert
sind. Das Statistische Landesamt
hatte die Bänder erhalten, um sie
zur Erstellung der Wählerlisten
auszuwerten.

Moskau. Die äußeren Aspekte
der deutschen Einheit sind mit
dem zum Abschluß der Verhand-
lungen unter der Formel 2+4 ver-
einbarten „Vertrag über die
abschließende Regelung in bezug
auf Deutschland" seit Mittwoch
geregelt. Nach vorabendlichen
Expertenrunden und weiterer
Bestimmung der Standpunkte
noch am Mittwochvormittag setz-
ten die Vertreter der vier Sieger-
mächte sowie beider deutschen
Staaten am frühen Nachmittag
im Moskauer Kreml ihre Unter-
schrift unter das übereinstim-
mend als historisch bezeichnete
Dokument. Präsident Gorba-
tschow wohnte diesem Akt bei,
der mehrfach als, „Ende der Nach-
kriegszeit" und Beginn eines
neuen Zeitalters von den Betei-
ligten gewürdigt wurde.

Mit der Ratifizierung des Ver-
trages wird Deutschland nun völ-
kerrechtlich verbindlich seine in-
nere und äußere Souveränität
zurückerhalten. Die Rechte und
Verantwortlichkeiten der vier
Mächte für Berlin und Deutsch-
land als Ganzes werden für be-
endet erklärt.

Hauptpunkte des mit der Rati-
fizierung in Kraft tretenden Ver-
trages sind die Festschreibung
der Grenzen und des Bestandes
eines vereinten Deutschlands mit
den Territorien der heutigen BRD,
der DDR und Berlins, die Bekräf-
tigung des Friedenswillens
Deutschlands, ein umfassender
Verzicht auf atomare, biologi-
sche und chemische Waffen, die
Modalitäten der Stationierung
und des Abzuges der Sowjet-
armee vom Gebiet der DDR bis
1994 sowie die Begrenzung einer
künftigen gesamtdeutschen Ar-
mee auf 370 000 Mann.

De Maiziere und Genscher be-
kräftigten in einem Schreiben an
die Außenminister der vier
Mächte, daß die Gräber der
Kriegsopfer geschützt werden.
Parteien und Vereinigungen, die
sich gegen die verfassungsmäßige
Ordnung des vereinten Deutsch-
lands oder gegen den Gedanken
der Völkerverständigung richten,
werden für unzulässig erklärt, die

Ergebnisse der Bodenreform der
Jahre 1945 bis 1949 ausdrücklich
anerkannt.

Auf der anschließenden Presse-
konferenz teilte Bundesaußen-
minister Genscher zudem mit,
daß Übereinstimmung zu einer
Suspendierung der Rechte und
Verantwortlichkeiten der vier
Mächte mit Wirkung vom 3. Ok-
tober 1990 erzielt worden sei.
Diese werde am 1. Oktober unter-
zeichnet. Am Donnerstag solle
zudem ein „großer Vertrag" über

Nach der Unterzeichnung des 2-plus-4-Vertrages: Der sowjetische
Signatarstaaten zum erfolgreichen Abschluß der Verhandlungen

Außenministern der
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tont hatte, daß von Deutschland
künftig nur Frieden ausgehen
solle, richtete er „gute Wünsche"
an das deutsche Volk.

Bundesaußenminister Gen-
scher folgte anschließend dem
Gedanken von einer neuen Sou-
veränität in europäischer Frie-
densverantwortung. Er sprach
von „Freude, Selbstbesinnung
und Dankbarkeit" und größerer

Verantwortung, aber nicht dem
Streben nach Macht durch die Er-
langung der deutschen Einheit.
Unter Hinweis auf den von Hitler

( begonnenen Krieg und das durch
ihn hervorgerufene Leid bekräf-
tigte er den Willen, daß sich dies
niemals wiederholen wird.

Freude und Genugtuung äu-
ßerte dann auch der das Außen-
amt mitbekleidende DDR-Premier

de Maiziere. Er sprach dabei vom
Wechsel „des Zeitalters der Frie-
denserhaltung in das Zeitalter der
Friedensgestaltung" sowie einem
„Sieg der Vernunft". Der Politi-
ker plädierte für eine verstärkte
Zuwendung zu den osteuropä-
ischen Nachbarstaaten Deutsch-
lands vermittels der einstigen
DDR. Vor den würdigenden Wor-
ten auch des britischen und des

französischen Außenministers
hatte US-Außenminister Baker
die Entstehung eines freien Eu-
ropas hervorgehoben. Alle Betei-
ligten waren sich offenbar in der
Würdigung dieser Verhandlungen
als erfolgreich und beispielhaft
einig, wobei sie ihren ^Wunsch
nach einem Fortwirken ihres
kooperativen Geistes erkennen
ließen.

Bonn (ND-Helling). Daß eine
Reihe prominenter Mitglieder
der Grünen in Baden-Württem-
berg und der Alternativen Liste
in Westberlin die Partei in Rich-
tung LINKE LISTE/PDS verlas-
sen haben, war beim Bundesvor-
stand der Grünen Anlaß für eine
Krisensitzung. Über Ergebnisse
informierten die Sprecherinnen
Renate Damus und Heide Ruehle
am Mittwoch in Bonn.

Falsch sei es — bislang zumin-
dest —, von einer Austrittswelle
zu sprechen. Schmerzlich sei je-
doch, daß es sich gerade um
Grüne Aktivisten handele. Es
wurde nicht ausgeschlossen, daß
dies Sogwirkung haben könnte.

Für die Grünen sei die LINKE
LISTE/PDS eine konkurrierende
Partei beziehungsweise Liste, und
es gebe keine politische Grund-
lage für Wahlbündnisse jeglicher
Art. Damit gebe es auch keine
Möglichkeit für Mitglieder der
Grünen, zugleich Mitglied der
LINKEN LISTE/PDS zu sein oder
für diese Wahlkampf zu machen.
Renate Damus und Heide Ruehle
sprachen sich jedoch gegen jede
Kontaktsperre aus.

Als einen der wesentlichen Un-
terschiede zwischen den Grünen
und der LINKEN LISTE/PDS
nannten die beiden Sprecherin-
nen, daß sich ihre Partei nicht an
eine bestimmte soziale Gruppie-
rung wende, sondern ihr Mit-
gliedsspektrum vielmehr von
links bis konservativ reiche und
sie sich den Menschheitsproble-
men nicht aus der Sicht von „Alt-
parteien" stellen.

In einer Stellungnahme warf
der Bundesvorstand der Grünen
der PDS vor, ihre Vergangenheit
ungenügend und unglaubwürdig
aufzuarbeiten. Fragen wie die
ökologische, das Selbstbestim-
mungsrecht der Frau und die
Emanzipation der Geschlechter
behandele sie lediglich als Neben-
widerspruch.

Der Bundesvorstand räumt ein,

daß sich grüne Politik „manch-
mal zu sehr im reinen Pragmatis-
mus verliert und auf die Verwal-
tung des Machbaren reduziert
wird". Seiner Meinung nach je-
doch bietet die PDS den damit
Unzufriedenen keine Alternative,
denn sie sei letztlich nichts ande-
res als eitle „traditionelle Wachs-
tumspartei linkssozialdemokrati-
scher Variante".

München (ND-Pechmann). Am
gestrigen Mittwoch wurde in
München der Landesverband der
LINKEN LISTE/PDS von zehn
ehemaligen Mitgliedern der SPD,
der Grünen, der DKP und Par-
teilosen gegründet. Als Sprecher-
innen wurden Doris Schneider
(München) und Hans Hungdinger
(Nürnberg) gewählt Auf der an-
schließenden, gut besuchten Kon-
ferenz im traditionellen Münch-
ner Pssschorr-Keller, an der auch
Gregor Gysi teilnahm, erläuter-
ten die Sprecherinnen vor Jour-
nalisten den Zweck der Partei-
gründung. Es gehe nicht um eine!
Vorläuferpartei der PDS-West.
Die LINKE LISTE/PDS stelle eine
reine „Wahlpartei" dar, die Per-
sönlichkeiten aus dem breiten
Spektrum der demokratischen
Opposition in Bayern die Mög-

lichkeit zur Kandidatur für das
gesamtdeutsche Parlament gibt.

Gregor Gysi, der seit Montag
im Bundesgebiet auf Wahlkampf-
tour ist, wies auf die enorme Be-
deutung hin, die eine flächen-
deckende, erfolgreiche Informa-
tionsarbeit in Bayern in der 'kur-
zen Zeit des Wahlkampfes für die
Abstimmung hat.

Dr. Gerd Elvers teilte der
Presse mit, er sei aus der SPD
ausgetreten und habe seine Ämter
als stellvertretender Landesvor-
srtzender der Arbeitsgemeinschaft
für Arbeitnehmerfragen (AFA) in
der SPD und im Bezirksvorstand
niedergelegt. Er ist als Haupt-
amtlicher des DGB ausgeschieden,
um die Leitung des neugebildeten
Kontaktbüros der PDS in Mün-
chen zu übernehmen.

Bonn (ADN/AP). Die Frage, inwie-
weit der Überleitungsvertrag für
den Abzug der sowjetischen
Streitkräfte vom Territorium der
bisherigen DDR fertig sei oder
nicht, stand am Mittwoch im Mit-
telpunkt allgemeinen Rätsel-
ratens im politischen Bonn. Wäh-
rend Bundeskanzler Kohl in einer
Erklärung das Zustandekommen
des komplizierten Vertragswer-
kes bereits gebührend würdigte,
sprach sein Regierungssprecher
Minister Hans Klein salomonisch
davon, daß er „fertig und nicht
fertig" sei.

Finanzminister Waigel hatte
sogar vor dem Bundestag erklärt,
er könne zum Verhandlungs-
ergebnis nichts sagen, solange es
nicht fertig sei, und eine Presse-
konferenz mit dem Hinweis abge-
sagt, der Vertrag sei „wider Er-
warten" noch nicht abgeschlos-
sen.

Der Bundeskanzler, so der Re-
gierungssprecher, habe am Mitt-
woch in einem ausführlichen
Telefongespräch mit Präsident
Gorbatschow „den Finanzrahmen
für den Überleitungsvertrag erör-
tert". Insofern sei der Vertrag
„fertiggestellt". Was die „Fein-
arbeit in sensiblen Dingen" an-
gehe, so müsse sie noch vorge-
nommen werden, sagte Klein vor
Journalisten.

Einzelheiten über die Knack-
punkte der brisanten Verhand-
lungen steuerte dann der Spre-
cher des Bundesfinanzministeri-
ums, Karlheinz von den Drdesch,

bei. Es gehe in Moskau jetzt noch
um die Verteilung der Gesamt-
summe von rund zwölf Milliar-
den Mark auf die einzelnen Auf-
gabenbereiche. Von ihrer Ge-
samtanforderung in. Höhe Von
18,5 Milliarden Mark hätten die
Sowjets allein elf Milliarden
Mark für den Wohnungsbau aus-
geben wollen. Diese Summe
müsse jetzt entsprechend redu-
ziert werden. Es müßten ferner
die geplanten Wohnflächen und
Bauweisen angepaßt werden.
Nach den ursprünglichen sowje-
tischen Vorstellungen hätten bei-
de Seiten je 36 000 Wohnungen
bauen sollen. Von den Driesch
sagte auf Fragen, auch wenn der
Abzug der Truppen schneller als
vereinbart erfolgen sollte, bleibe
es bei der vereinbarten Gesamt-
summe.

Auf die Frage eines Journali-
sten, wo die Milliardenbeträge
herkämen, mit denen die Bun-
desregierung jetzt jongliere, wäh-
rend noch vor einem Jahr nicht
einmal eine Milliarde für den Kin-
derfreibetrag vorhanden gewesen
sei, verwies der Regierungsspre-
cher auf die „gute Wirtschafts-
lage". Sie bringe höhere Steuer-
einkommen, auch durch das DDR-
Geschäft. Außerdem werde ein
Teil der Ausgaben über Kredite
finanziert. Die gesamten Kosten
würden im Nachtragshaushalt
ausgewiesen, den die Bundesre-
gierung noch rechtzeitig vor den
gesamtdeutschen Wahlen vor-
legen werde.

Brüssel (ND). Die DDR-Fußball-
nationalmannschaft verabschie-
dete sich am Mittwochabend mit
einem kaum erwarteten 2:0 (0:0)-
Auswärtserfolg beim WM-Teil-
nehmer Belgien aus dem Welt-
fußball. Vor 10 000 Zuschauern
im Brüsseler Stadion Vanden
Stock erzielte Matthias Sammer
beide Treffer (72. und 89.) für die
durch zahlreiche Absagen ge-
schwächte DDR-Elf.

Berlln/Stuttrart (ADN/ND). Dem
Angebot, das die ARD-Intendan-
ten auf einer Sitzung „in Stutt-
gart unterbreiteten, das ARD-Ge-
meinschaftsprogramm vom 3. Ok-
tober an auf der ersten Sende-
kette des Deutschen Fernseh-
funks auszustrahlen, steht der
DFF „prinzipiell positiv" gegen-
über, heißt es in einer Erklärung
der DFF-Intendanz.

Demgegenüber hatte DDR-Me-
dienminister Gottfried Müller
(CDU) diesen Vorschlag nicht ge-
billigt. Auf Anfrage der dpa,
sagte er, dieser würde sicher nicht
im Interesse der Mehrzahl der
Zuschauer in der heutigen DDR
sein, wenn sie mit der deutschen
Einheit auf ein Programm ver-
zichten sollen, um das ARD-Pro-
gramm auf zwei Kanälen gleich-
zeitig zu empfangen.

Nach Vorstellung der DFF-
Intendanz wäre den entstehen-
den ostdeutschen Bundesländern
mit dieser Variante die Möglich-
keit gegeben, „ihre sie darstel-
lenden Programme langfristig in
einem Umfang von 15 bis 20 Pro-
zent" in die ARD einzubringen.
Ferner könnte der DFF ein „qua-
litativ hochwertiges drittes Fern-
sehvollprogramm" auf der jetzi-
gen zweiten Senderkette ausstrah-
len. „Möglichst zeitgleich" mit der
Übernahme des ARD-Programms
sollte sich, schlägt die DFF-Inten-
danz vor, das Zweite Deutsche
Fernsehen (ZDF) auf der freien
und reservierten dritten Fre-
quenzkette ostdeutschlandweit
verbreiten. Die politischen Kräfte
im Osten sollten diese Variante
„mittragen".

Teheran/Washintton/London/
Moskau/Riad (ADN/AP/AFP/ND).
Irans Präsident Ajatollaih Ali
Khamenei hat am Mittwoch be-
tont, der Kampf gegen die USA-
Militärpräsenz im Nahen Osten
gelte als „Heiliger Krieg". Laut
Reuter bezichtigte er die Ameri-
kaner wachsender Machtgier und
einer „schamlosen Politik" in der
Region. Iran werde es den USA
nicht erlauben, in der Region und
speziell in Saudi-Aralbien Fuß zu
fassen, wo sich die Heiligen Stät-
ten des Islam befinden.

US-Präsident Bush hatte in der
Nacht zum Mittwoch vor beiden
Häusern des Kongresses in Wa-
shington wiederum seine harte
Haltung gegenüber dem iraki-
schen Präsidenten Saddam Hus-
sein bekräftigt und gelobt, daß
die Annexion Kuweits nicht von
Dauer sein werde. Falls nötig,
könnten die inzwischen auf eine
Stärke von über 150 000 Mann an-
gestiegenen amerikanischen Trup-
pen ain Golf auf unbestimmte
Zeit dort stationiert bleiben.

Verteidigungsminister Dick
Cheney schätzte die Kosten der
Aktion vor dem Streitkräfteaus-
schuß des Senats auf 15 Milliar-
den Dollar im Jahr. Diese Summe
könne allerdings bei einem offe-
nen Konflikt um ein Mehrfaches
steigen. Er rechne damit, daß die
Verbündeten etwa die Hälfte der
Kosten trügen, sagte Cheney.

' Die britische Regierung will in
den nächsten Tagen die Entsen-
dung zusätzlicher Truppen in die
GoLfregion ankündigen. Wie am
Mittwoch aus regierungsnahen
Kreisen zu erfahren war, soll es
sich um eine „bedeutende" Trup-
penverstärkung handeln, die sehr
wahrscheinlich auch Panzer um-
fassen wird.

Unterdessen hieß es in Dakar,
bereits mähr als 20 000 Senegale-
sen und an die 40 000 andere
Westafrikaner hätten sich frei-
willig für einen militärischen
Einsatz im Golf gemeldet. Taiwan
hat vor, die US-Truppen im Golf
mit 100 Millionen Dollar zu un-

terstützen. Japan sagte bereits am
Dienstag zwei Milliarden Dollar
Finanzhilfe für die am stärksten
vom UNO-Embargo gegen Irak
betroffenen Länder zu.

Die irakische Opposition will
eine irakische Exilregierung
gründen und (beabsichtigt, die
Regierung von Saddam Hussein
zu stürzen. Dies berichtete die
amtliche saudiarabische Nach-
richtenagentur SPA am Mittwoch.

Der Oberste Sowjet der UdSSR
ist inzwischen vom Parlament
Rußlands aufgefordert worden,
den sowjetisch-irakischen Vertrag
über Freundschaft und Zusam-
menarbeit zu suspendieren.

In New York ist der Bot-
schafter der Arabischen Liga
bei den Vereinten Nationen,
Clovis Maksoud, von seinem Po-
sten zurückgetreten.

Mindestens 440 westliche Frau-
en und Kinder haben am Mitt-
woclmbend an Bord einer Boeing
747 Bagdad in Richtung London
verlassen.

Warschau. In Polen waren Ende
August 820 000 Menschen, das
sind 4,5 Prozent der erwerbstäti-
gen Bevölkerung, als arbeitslos
gemeldet. Die Regierung erwar-
tet bis Jahresende einen Anstieg
auf 1,2 Millionen.

Lima. Ein peruanisches Ver-
kehrsflugzeug mit 18 Personen
an Bord, das am Dienstagnach-
mittag Treibstoffmangel meldete,
wird vermißt. Der Pilot habe
einen Notruf gesendet und sei
danach auf dem Atlantik notge-
landet.

Soul. Die seit Wochenbeginn
über Südkorea niedergehenden
Regenfälle haben bis zum Mitt-
woch mindestens 70 Menschenle-
ben gefordert. Dutzende Perso-
nen werden vermißt.

Moskau. Ein größeres Erdölvor-
kommen wurde in Urengoj in der
sibirischen Region Tjumen ent-
deckt. Um an das öl zu kommen,
müsse bis in eine Tiefe von 3000
Metern gebohrt werden.

Delhi. Beim Kentern eines über-
ladenen Passagierschiffes auf dem
nordindischen Fluß Mahava ka-
men mindestens 150 Menschen
ums Leiben.

London. Rund 150 Millionen Jah-
re alte Knochen eines „Liopleu-
rodon", einer Dinosaurierart,
wurden auf einer Mülldeponie in
der Nähe der ostenglischen Stadt
Peterborough entdeckt. Es ist der
wertvollste Dinosaurierknochen-
fund in Großbritannien in den
letzten 50 Jahren.

Johannesburg. Mindestens 19 To-
desopfer forderte eine Explosion
in einer Goldmine bei Johannes-
burg. Weitere 22 Bergleute wur-
den schwer verletzt.

Einzelpreis
0,55 DM

Donnerstag,
13. September 1990
B-Ausgabe

Stasi-Besetzer
im Hungerstreik

DDR im letzten
Länderspiel 2:0

Linke Liste/PDS gründete
bayerischen Landesverband

Echo aus Adlershof war
, prinzipiell positiv''

Überleitungsverträg ist
„fertig und nicht fettig"

# Impressionen von der
Tribüne: Volkskammer

ISSN 0323-4940

Seite 2

Seite 5

Seite 6

Seite 8

GERD PROKOT

(Siehe auch Seite 3)

Von unserem Korrespondenten KLAUS-JOACHIM HERRMANN

DOKUMENTATION

Präsident Gorbatschow gratuliert den sechs

(Siehe auch Seite 5)

Interhotel-Personal

800 000 Polen arbeitslos

Tod durch Wassermassen

TANDPUNKT

Sechs Jahre währte der zweite
Weltkrieg, viereinhalb Jahr-
zehnte dauerte die Nachkriegs-
periode, in der Europa nicht
nur einmal am Rande einer
Katastrophe wandelte. Mit ih-
rer Unterschrift unter den Ver-
trag über die abschließende Re-
gelung in bezug auf Deutsch-
land haben die Außenminister
der vier Siegermächte des zwei-
ten Weltkrieges und ihre Kol-
legen aus den beiden deutschen
Staaten den Schlußstrich unter
diese Periode gezogen. Das in
Bälde vereinigte Deutschland
wird, ausgestattet mit allen
Attributen eines souveränen
Staates, seinen Platz in der
Völkerfamilie einnehmen kön-
nen. Das macht diesen 12. Sep-
tember 1990 tatsächlich zu einer
historischen Zäsur.

Die Unterzeichnung des
Zwei-plus-vier-Vertrages ist,
da mag Kanzler Kohl recht
haben, ein „weiteres Schlüs-
seldatum auf dem Weg zur
deutschen Einheit", denn
ohne diesen 12. September
gäbe es keinen 3. Okto-
ber. Indes verbinden sich für
die Nachbarn der Deutschen,
für die Völker Europas mit
dem Moskauer Dokument viel
weitergehende Erwartungen.
Die „deutsche Frage", die in
den vergangenen" 45 Jahren
fortwährend für Spannungen
und lrritationen'gesöfgt hat, ist
nicht damit beantwortet, daß
dieses neue Deutschland in die
NATO marschiert. Nein, die
deutsche Frage stellt sich heute
neu: Wie europäisch, wie fried-
fertig und kooperativ wird die-
ses vereinigte Deutschland sein,
das nach seinem Potential die
bedeutendste Macht in West-
europa wird? Davon wird we-
sentlich abhängen, ob mit dem
Vertrag der Grundstein für ein
Zeitalter des Friedens gelegt
wurde oder ob die Karten neu
verteilt werden. Schon malen
die bundesdeutschen Vertrie-
benenverbände das Gespenst
eines neuen Versailles an die
Wand, wittern im Vertrag
einen gefährlichen politischen
Unruheherd.

Die Siegermächte des zwei-
ten Weltkrieges haben, indem
sie Deutschland in die Souve-
ränität entlassen, den Deut-
schen einen Vertrauensvor-
schuß eingeräumt. Ihn, wie
schon zweimal in diesem Jahr-
hundert, zu verspielen, würde
die Geschichte nicht verzeihen.

ND veröffentlicht den Wortlaut
des Moskauer Vertrages und sei-
ner Begleittexte auf Seite 4

die künftigen Beziehungen
Deutschlands mit der UdSSR pa-
raphiert werden. In den Ratifi-
zierungspr'ozeß einbezogen wird
ein Brief Genschers zur Respek-
tierung früher von der DDR mit
der UdSSR und anderen Staaten
geschlossenen Verträgen.

Nachdem bis zuletzt die Frage
der Dislozierung von Artillerie-
systemen, die neben konventio-
nellen Granaten auch mit atoma-
ren Geschossen bestückt werden
könnten, sowie die Nutzung des
DDR-Territoriums durch fremde
Streitkräfte verhandelt werden
mußten, kam es nach der erheb-
lichen Vorarbeit von Gorbatschow
und Kohl vor allem bei ihrem
Treffen im Kaukasus schließlich
zur Einigung. Über diese zeigten
sich dann auf der Pressekonferenz
im Schmuck der Staatsfahnen al-
ler beteiligten Länder die Außen-
minister Schewardnadse, Baker,
Hurd, Genscher, de Maiziere und
Dumas gleichermaßen befriedigt.
Der UdSSR-Verhändlungsführer
sprach dabei von einem „Schluß-
strich unter den zweiten Welt-
krieg" und einem Dokument, das
auf die Zukunft gerichtet sei, wo-
bei er die umstrittenen militär-
politischen Aspekte nicht uner-
wähnt ließ. Nachdem er beson-
ders den Vertragsartikel über die
Endgültigkeit der Grenzfragen
hervorgehoben und dabei be-
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Die Bundesrepublik Deutschland,
die Deutsdie Demokratische Re-
publik, die Französische Repu-
blik, die Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken, das Vereinigte
Königreich von Großbritannien
und Nordirland und die Ver-
einigten Staaten von Amerika —
IM BEWUSSTSEIN, daß ihre
Völker seit 1945 miteinander in
Frieden leben,

EINGEDENK der jüngsten
historischen Veränderungen in
Europa, die es ermöglichen, die
Spaltung des Kontinents zu über-
winden,

UNTER BERÜCKSICHTI-
GUNG der Rechte und Verant*
wortlichkeiten der Vier Mächte in
bezug auf Berlin und Deutschland
als Ganzes und der entsprechen-
den Vereinbarungen und Be-
schlüsse der Vier Mächte aus der
Kriegs- und Nachkriegszeit,

ENTSCHLOSSEN, in Überein-
stimmung mit ihren Verpflich-
tungen aus der Charta der Ver-
einten Nationen freundschaft-
liche, auf der Achtung vor dem
Grundsatz der Gleichberechti-
gung und Selbstbestimmung der
Völker beruhende Beziehungen
zwischen den Nationen zu ent-
wickeln und andere geeignete
Maßnahmen zur Festigung des
Weltfriedens zu treffen,

EINGEDENK der Prinzipien
der in Helsinki unterzeichneten
Schlußakte der Konferenz über
Sicherheit und Zusammenarbeit
in Europa,

IN ANERKENNUNG, daß diese
Prinzipien feste Grundlagen für
den Aufbau einer gerechten und
dauerhaften Friedensordnung in
Europa geschaffen haben,.

ENTSCHLOSSEN, die Sicher-
heitsinteressen eines jeden zu be-
rücksichtigen,

ÜBERZEUGT von der Notwen-
digkeit, Gegensätze endgültig zu
überwinden und die Zusammen-
arbeit in Europa fortzuentwik-
keln,

IN BEKRÄFTIGUNG ihrer
Bereitschaft, die Sicherheit zu
stärken, insbesondere durch
wirksame Maßnahmen zur Rü-
stungskontrolle, Abrüstung und
Vertrauensbildung; ihrer Bereit-
schaft, sich gegenseitig nicht als
Gegner zu betrachten, sondern
auf ein Verhältnis des Vertrauens
und der Zusammenarbeit hinzu-
arbeiten, sowie dementsprechend
ihrer Bereitschaft, die Schaffung
geeigneter institutioneller Vor-
kehrungen im Rahmen der Kon-
ferenz über Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa positiv
in Betracht zu ziehen,

IN WÜRDIGUNG DESSEN,
daß das deutsche Volk in freier
Ausübung des Selbstbestim-
mungsrechts seinen Willen be-
kundet hat, die staatliche Einheit
Deutschlands herzustellen, um als
gleichberechtigtes und souveränes
Glied in einem vereinten Europa3

dem Frieden der Welt zu dienen,

IN DER ÜBERZEUGUNG, daß
die Vereinigung Deutschlands als
Staat mit endgültigen Grenzen
ein bedeutsamer Beitrag zu Frie-
den und Stabilität in Europa ist,

MIT DEM ZIEL, die abschlie-
ßende Regelung in bezug auf
Deutschland zu vereinbaren,

IN ANERKENNUNG DESSEN,
daß dadurch und mit der Ver-
einigung Deutschlands als einem
demokratischen und friedlichen
Staat die Rechte und Verantwort-
lichkeiten der Vier Mächte in be-
zug auf Berlin und Deutschland
ihre Bedeutung verlieren,

VERTRETEN durch ihre
Außenminister, die entsprechend
der Erklärung von Ottawa vom
13. Februar 1990, am 5. Mai 1990
in Bonn, am 22. Juni 1990 in
Berlin, am 17. Juli 1990 in Paris
unter Beteiligung des Außen-
ministers der Republik Polen
und am 12. September 1990 in
Moskau zusammengetroffen
sind —
sind wie folgt übereingekommen:

(1) Das vereinte Deutschland
wird die Gebiete der Deutschen
Demokratischen Republik, der
Bundesrepublik Deutschland und
ganz Berlins umfassen. Seine
Außengrenzen werden die Gren-
zen der Deutschen Demokrati-
schen Republik und der Bundes-
republik Deutschland sein und
werden am Tage des Inkrafttre-
tens dieses Vertrages endgültig
sein. Die Bestätigung des endgül-
tigen Charakters der Grenzen des
vereinten Deutschlands ist ein
wesentlicher Bestandteil der
Friedensordnung in Europa.

(2) Das vereinte Deutschland
und die Republik Polen bestäti-
gen die zwischen ihnen bestehen-
de Grenze in einem völkerrecht-
lich verbindlichen Vertrag.

(3) Das vereinte Deutschland
hat keinerlei Gebietsansprüche
gegen andere Staaten und wird
solche auch nicht in Zukunft er-
heben.

(4) Die Regierungen der Bun-
desrepublik Deutschland und der
Deutschen Demokratischen Repu-
blik werden sicherstellen, daß die
Verfassung des vereinten
Deutschland keinerlei Bestim-
mungen enthalten wird, die mit
diesen Prinzipien unvereinbar
sind. Das gilt dementsprechend
für die Bestimmungen, die in der
Präambel und in den Artikeln 23
Satz 2 und 146 des Grundgesetzes
für die Bundesrepublik Deutsch-
land niedergelegt sind.

(5) Die Regierungen der Fran-
zösischen Republik, der Union
der Sozialistischen Sowjetrepu-
bliken, des Vereinigten König-
reichs von Großbritannien und
Nordirland und der Vereinigten
Staaten von Amerika nehmen die
entsprechenden Verpflichtungen
und Erklärungen der Regierun-
gen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Deutschen Demokra-
tischen Republik förmlich entge-
gen und' erklären, daß mit deren
Verwirklichung der endgültige
Charakter der Grenzen des ver-
einten Deutschland bestätigt wird.

Die Regierungen der Bundes-
republik Deutschland und Üer
Deutschen Demokratischen Repu-
blik bekräftigen ihre Erklärun-
gen, daß von deutschem Boden
nur Frieden ausgehen wird. Nach
der Verfassung des vereinten
Deutschland sind Handlungen, die
geeignet sind und in der Absicht
vorgenommen werden, das fried-
liche Zusammenleben der Völker
zu stören, insbesondere die Füh-
rung eines Angriffskrieges vorzu-
bereiten, verfassungswidrig und
strafbar. Die Regierungen der
Bundesrepublik Deutschland und
der Deutschen Demokratischen
Republik erklären, daß das ver-
einte Deutschland keine seiner
Waffen jemals einsetzen wird, es
sei denn in Übereinstimmung mit

seiner Verfassung und der Charta
der Vereinten Nationen.

(1) Die Regierungen der Bundes-
republik Deutschland und der
Deutschen Demokratischen Repu-
blik bekräftigen ihren Verzicht
auf Herstellung und Besitz von
und auf Verfügungsgewalt über
atomare, biologische und chemi-
sche Waffen. Sie erklären, daß
auch das vereinte Deutschland
sich an diese Verpflichtungen hal-
ten wird. Insbesondere gleiten die
Rechte und Verpflichtungen aus
dem Vertrag über die Nichtwei-
terverbreitung von Kernwaffen
vom 1. Juli 1968 für das vereinte
Deutschland fort.

(2) Die Regierung der Bundes-
republik Deutschland, hat in vol-
lem Einvernehmen mit. der Re-
gierung der Deutschen Demokra-
tischen Republik am 30. August
1990 in Wien bei den Verhand-
lungen über konventionelle
Streitkräfte in Europa folgende
Erklärung abgegeben:

„Die Regierung der Bundes-
republik Deutschland verpflich-
tet sich, die Streitkräfte des ver-
einten Deutschland innerhalb
von drei bis vier Jahren auf eine
Personalstärke von 370 000 Mann
(Land-, Luft- und Seestreitkräfte)
zu reduzieren. Diese Reduzierung
soll mit dem Inkrafttreten des
ersten KSZE-Vertrags beginnen.
Im Rahmen dieser Gesamtober-
grenze werden nicht mehr als
345 000 Mann den Land- und
Luftstreitkräften angehören, die
gemäß vereinbartem Mandat
allein Gegenstand der Verhand-
lungen über konventionelle
Streitkräfte in Europa sind. Die
Bundesregierung sieht in ihrer
Verpflichtung zur Reduzierung
von Land- und Luftstreitkräften
einen bedeutsamen deutschen
Beitrag zur Reduzierung der
konventionellen Streitkräfte in
Europa. Sie geht davon aus, daß
in Folgeverhandlungen auch die
anderen Verhandlungsteilnehmer
ihren Beitrag zur Festigung von
Sicherheit und Stabilität in
Europa, einschließlich Maßnah-
men zur Begrenzung der Perso-
nalstärken, leisten werden."

Die Regierung der Deutschen
Demokratischen Republik hat
sich dieser Erklärung ausdrück-
lich angeschlossen.

(3) Die Regierungen der Fran-
zösischen Republik, der Union
der Sozialistischen Sowjetrepu-
bliken, des Vereinigten König-
reichs von Großbritannien und
Nordirland und der Vereinigten
Staaten von Amerika nehmen
diese Erklärungen. dep«Regierun-
gen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Deutschen Demo-
kratischen Republik -«ur? Kenttf-r
nis.

(1) Die Regierungen der Bun-
desrepublik Deutschland, der
Deutschen Demokratischen Repu-
blik und der Union der Soziali-
stischen Sowjetrepubliken erklä-
ren, daß das vereinte Deutsch-
land und die Union der Soziali-
stischen Sowjetrepubliken in ver-
traglicher Form die Bedingungen
und die Dauer des Aufenthalts
der sowjetischen Streitkräfte auf
dem Gebiet der heutigen Deut-
schen Demokratischen Republik
und Berlins sowie die Abwicklung
des Abzugs dieser Streitkräfte re-
geln werden, der bis zum Ende
des Jahres 1994 im Zusammen-

hang mit der Verwirklichung der
Verpflichtungen der Regierungen
der Bundesrepublik Deutschland
und der Deutschen Demokrati-
schen Republik, auf die sich Ab-
satz 2 des Artikels 3 dieses Ver-
trages bezieht, vollzogen sein
wird.

(2) Die Regierungen der Fran-
zösischen Republik, des Vereinig-
ten Königreichs von Großbritan-
nien und Nordirland und der Ver-
einigten Staaten von Amerika
nehmen diese Erklärung zur
Kenntnis.

(1) Bis zum Abschluß des Ab-
zugs der sowjetischen Streitkräfte
vom Gebiet der heutigen Deut-
schen Demokratischen Republik
und Berlins in Übereinstimmung
mit Artikel 4 dieses Vertrags wer-
den auf diesem Gebiet als Streit-
kräfte des vereinten Deutschland
ausschließlich deutsche Verbände
der Territorialverteldigung sta-
tioniert sein, die nicht in die
Bündnisstrukturen integriert sind,
denen deutsche Streitkräfte auf
dem übrigen deutschen Hoheits-
gebiet zugeordnet sind. Unbescha-
det der Regelung in Absatz 2
dieses Artikels werden während
dieses Zeitraums Streitkräfte an-
derer Staaten auf diesem Gebiet
nicht stationiert oder irgendwel-
che andere militärische Tätigkei-
ten dort ausüben.

(2) Für die Dauer des Aufent-
halts sowjetischer Streitkräfte auf
dem Gebiet der heutigen Deut-
schen Demokratischen Republik
und Berlins werden auf deut-
schen Wunsch Streitkräfte der
Französischen Republik, des Ver-
einigten Königreichs von Großbri-
tannien und Nordirland und der
Vereinigten Staaten von Amerika
auf der Grundlage entsprechen-
der vertraglicher Vereinbarungen
zwischen der Regierung des ver-
einten Deutschland und den Re-
gierungen der betreffenden Staa-
ten in Berlin stationiert bleiben.
Die Zahl aller nichtdeutschen in
Berlin stationierten Streitkräfte
und deren Ausrüstungsumfang
werden nicht stärker sein als zum
Zeitpunkt der Unterzeichnung
dieses Vertrags. Neue Waffenka-
tegorien werden von nichtdeut-
schen Streitkräften dort nicht ein-
geführt. Die Regierung des ver-
einten Deutschland wird mit den
Regierungen der Staaten, die
Streitkräfte in Berlin stationiert
haben, Verträge zu gerechten Be-
dingungen unter Berücksichtigung
der zu den betreffenden Staaten
bestehenden Beziehungen ab-
schließen:*

(3) Nach dem Abschluß des Ab-
zugs der sowjetischen Streitkräfte
vom Gebiet der heutigen Deut-
schen Demokratischen Republik
und Berlins können in diesem Teil
Deutschlands auch deutsche
Streitkräfteverbände stationiert
werden, die in gleicher Weise
militärischen Bündnisstrukturen
zugeordnet sind wie diejenigen
auf dem übrigen deutschen Ho-
heitsgebiet, allerdings ohne Kern-
waffenträger. Darunter fallen
nicht konventionelle Waffen-
systeme, die neben konventionel-
ler andere Einsatzfähigkeiten ha-
ben können, die jedoch in diesem
Teil Deutschlands für eine kon-
ventionelle Rolle ausgerüstet und
nur dafür vorgesehen sind. Aus-
ländische Streitkräfte und Atom-
waffen und deren Träger werden

in diesem Teil Deutschlands we-
der stationiert noch dorthin ver-
legt.

Das Recht des vereinten
Deutschland, Bündnissen mit
allen sich daraus ergebenden
Rechten und Pflichten anzuge-
hören, wird von diesem Vertrag
nicht berührt.

(1) Die Französische Republik,
die Union der Sozialistischen So-
wjetrepubliken, das Vereinigte
Königreich von Großbritannien
und Nordirland und die Ver-
einigten Staaten von Amerika
beenden hiermit ihre Rechte und
Verantwortlichkeiten in bezug auf
Berlin und Deutschland als Gan-
zes. Als Ergebnis werden die ent-
sprechenden, damit zusammen-
hängenden vierseitigen Verein-
barungen, Beschlüsse und Prakti-
ken beendet und alle entsprechen-
den Einrichtungen der Vier
Mächte aufgelöst.

(2) Das vereinte Deutschland hat
demgemäß volle Souveränität
über seine inneren und äußeren
Angelegenheiten.

(1) Dieser Vertrag bedarf der
Ratifikation oder Annahme, die
so bald wie möglich herbeigeführt
werden soll. Die Ratifikation er-
folgt auf deutscher Seite durch
das vereinte Deutschland. Dieser
Vertrag gilt daher für das ver-
einte Deutschland.

(2) Die Ratifikations- oder An-
nahmeurkunden werden bei der
Regierung des vereinten Deutsch-
land hinterlegt. Diese unterrich-
tet die Regierungen der anderen
Vertragschließenden Seiten von
der Hinterlegung jeder Ratifika-
tions- oder Annahmeurkunde.

Dieser Vertrag tritt für das ver-
einte Deutschland, die Französi-
sche Republik, die Union der So-
zialistischen Sowjetrepubliken,
das Vereinigte Königreich von
Großbritannien und Nordirland
und die Vereinigten Staaten vori
Amerika am Tag der Hinter-
legung der letzten Ratifikations-
oder Annahmeurkunde durch
diese Staaten in Kraft.

Ein von Lothar de Maiziere und
Hans-Dietrich Genscher unter-
zeichnetes Schreiben an die
Außenminister der vier Sieger-
mächte hat folgenden Wortlaut;

Herr Außenminister,
im Zusammenhang mit der

heutigen Unterzeichnung des
Übereinkommens über die ab-
schließende Regelung in bezug
auf Deutschland möchten wir Ih-
nen mitteilen, daß die Regierun-
gen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Deutschen Demokra-
tischen Republik in den Verhand-
lungen folgendes dargelegt ha-
ben:

1. Die Gemeinsame Erklärung
der Regierungen der Bundes-
republik Deutschland und der
Deutschen Demokratischen Repu-
blik zur Regelung offener Ver-
mögensfragen vom 15. Juni 1990
enthält unter anderem folgende
Aussagen: „Die Enteignungen
auf besatzungsrechtlicher bzw.
besatzungshoheitlicher Grund-
lage (1945 bis 1949) sind nicht
mehr rückgängig zu machen. Die
Regierungen der Sowjetunion und
der Deutschen Demokratischen
Republik sehen keine Möglich-
keit, die damals getroffenen Maß-
nahmen zu revidieren. Die Regie-
rung der Bundesrepublik
Deutschland nimmt dies im Hin-
blick auf die historische Entwick-
lung zur Kenntnis. Sie ist der
Auffassung, daß einem künftigen
gesamtdeutschen Parlament eine
abschließende Entscheidung über
etwaige staatliche Ausgleichslei-
stungen vorbehalten bleiben
muß."

Gemäß Artikel 41 Absatz 1 des
Vertrages zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der
Deutschen Demokratischen Repu-
blik über die Herstellung der Ein-
heit Deutschlands vom 31. August
1990 (Einigungsvertrag) ist die
genannte Gemeinsame Erklärung
Bestandteil dieses Vertrages. Ge-
mäß Artikel 41 Absatz 3 des Eini-
gungsvertrages wird die Bundes-
republik Deutschland keine
Rechtsvorschriften erlassen, die
dem oben zitierten Teil der Ge-
meinsamen Erklärung widerspre-
chen.

2. Die auf deutschem Boden er-
richteten Denkmäler, die den
Opfern des Krieges und der Ge-
waltherrschaft gewidmet sind,
werden geachtet und stehen un-

ter dem Schutz deutscher Geset-
ze. Das Gleiche gilt für die
Kriegsgräber, sie werden erhal-
ten und gepflegt.

3. Der Bestand der freiheitlich-
demokratischen Grundordnung
wird auch im vereinten Deutsch-
land durch die Verfassung ge-
schützt. Sie bietet die Grundlage
dafür, daß Parteien, die nach ih-
ren Zielen oder nach dem Ver-
halten ihrer Anhänger darauf
ausgehen, die freiheitlich-demo-
kratische Grundordnung zu be-
einträchtigen oder zu beseitigen,
sowie Vereinigungen, die sich
gegen die verfassungsmäßige
Ordnung oder gegen den Gedan-
ken der Völkerverständigung
richten, verboten werden können.
Dies betrifft auch Parteien und
Vereinigungen mit nationalsozia-
listischen Zielsetzungen.

4. Zu den Verträgen der Deut-
schen Demokratischen Republik
ist in Artikel 12 Absatz 1 und 2
des Vertrages zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der
Deutschen Demokratischen Repu-
blik über die Herstellung der Ein-
heit Deutschlands vom 31. August
1990 folgendes vereinbart wor-
den:

„Die Vertragsparteien sind sich
einig, daß die völkerrechtlichen
Verträge der Deutschen Demokra-
tischen Republik im Zuge der
Herstellung der Einheit Deutsch-
lands unter den Gesichtspunkten
des Vertrauensschutzes, der In-
teressenlage der beteiligten Staa-
ten und der vertraglichen Ver-
pflichtungen der Bundesrepublik
Deutschland sowie nach den Prin-
zipien einer freiheitlichen, de-
mokratischen und rechtsstaatli-
chen Grundordnung und unter
Beachtung der Zuständigkeiten
der Europäischen Gemeinschaf-
ten mit den Vertragspartnern der
Deutschen Demokratischen Repu-
blik zu erörtern sind, um ihre
Fortgeltung, Anpassung oder ihr
Erlöschen zu regeln beziehungs-
weise festzustellen.

Das vereinte Deutschland legt
seine Haltung zum Übergang völ-
kerrechtlicher Verträge der
Deutschen Demokratischen Repu-
blik nach Konsultationen mit den
jeweiligen Vertragspartnern und
mit den Europäischen Gemein-
schaften, soweit deren Zuständig-
keiten berührt sind, fest."

Mit dem Ausdruck unserer aus-
gezeichneten Hochachtung

Die Regierungen ir;äeiei>F*an2ösi-
'schenl"Repablik, 'da^'Union der
Sozialistischen Sowjetrepubliken,
des;Vereinigten Königreichs von
Großbritannien und Nordirland
und der Vereinigten Staaten von
Amerika,
vertreten durch ihre Außenmini-
ster bei ihrem Treffen am
12. September 1990 in Moskau,
in Anbetracht des am 12. Septem-
ber 1990 in Moskau unterzeich-
neten Vertrages über die ab-
schließende Regelung in bezug
auf Deutschland, der die Beendi-
gung der Vier-Mächte-Rechte
und -Verantwortlichkeiten vor-
sieht,
erklären die Aussetzung der
Wirksamkeit ihrer Rechte und
Verantwortlichkeiten in bezug
auf Berlin und Deutschland als
Ganzes mit Wirkung vom Zeit-
punkt der Vereinigung Deutsch-
lands bis zum Inkrafttreten des

Sofia (ADN). Gegen 20 Perso-
nen, die an Brandstiftung und
Verwüstung im Parteihaus der
Bulgarischen Sozialistischen
Partei in der Nacht zum
27. August beteiligt gewesen
waren beziehungsweise die Tat
veranlaßt hatten, ist von der
Staatsanwaltschaft Sofia jetzt
Anklage erhoben worden. Elf
von ihnen befinden sich in
Untersuchungshaft. Zu den
Angeklagten gehört auch der
Vorsitzende der Gewerkschaft
„Podkrepa", Dr. Konstantin
Trentschew.

Kiichinjow (ADN). Einwohner
von Moldova dürfen entspre-
chend einem Erlaß des Präsi-
denten dieser Sowjetrepublik,
Mircea Snegur, vorläufig nicht
mehr zum Wehrdienst in die
Armee der UdSSR einberufen
werden. Dies gilt laut TASS
bis zum Abschluß von Ver-
handlungen zwischen den Re-
gierungen Moldovas und der
Union, die unverzüglich auf-
genommen werden sollen.

New York (ADN). Zu Höchst-
jugendstrafen von zehn Jah-
ren Haft sind im New-Yorker
„Jogger"-Prozeß am Dienstag
drei der Angeklagten verur-
teilt worden. Die schwarzen
und hispanoamerikanischen
Jugendlichen im Alter von 15
und 16 Jahren waren für
schuldig befunden worden, im
April vorigen Jahres eine Jog-
ger in im Central Pa.-k über-
fallen und mit äußerster Bru-
talität vergewaltigt sowie zwei
Männer angegriffen zu haben.

Das Opfer des Verbrechens,
eine 30jährige Weiße, hatte
drei Viertel ihres Blutes ver-
loren und war erst nach zwei
Wochen aus dem Koma er-
wacht.

BeiKrad (ADN). In Jugosla-
wien soll die Bevölkerung in
einem Referendum über die
künftigen Strukturen • des
Staates abstimmen. Das kün-
digte laut Tanjug Präsident
Borisav Jovic an. Mit der
Volksabstimmung soll ent-
schieden werden, ob Jugosla-
wien weiterhin ein Bundes-
staat bleibt oder sich zu einer
Föderation unabhängiger Re-
publiken umbildet.

NEUN KRIMINELLE wurden
von einem Gericht in Shang-
hai zum Tode verurteilt und
unmittelbar darauf hingerich-
tet.
EIN NEULING AUF DER PO-
LITISCHEN BÜHNE, die 46-
jährige Juristin Sharon Pratt-
Dixon, gewann überraschend
die Vorwahlen zur Nominie-
rung eines Nachfolgers für den
Washingtoner Bürgermeister
Marion Barry.

George Bush hat Dienstag nacht
vor beiden Häusern des USA-
Kongresses eine in ihren Grund-
aussagen deutliche Rede mit un-
zweifelhaft imperialen Akzenten
gehalten. Der bisher dritte Auf-
tritt des Präsidenten auf dem Ca-
pitol-Hügel knüpfte bei aller Be-
tonung des Neuen in der Welt be-
wußt an alte strategische Positio-
nen der Vereinigten Staaten an.
Die jüngsten Ereignisse in der
Golfregion hätten bewiesen, daß
es „keinen Ersatz für amerikani-
sche Führerschaft gebe", erklärte
Bush. „Unser Interesse, unsere
Beteiligung am Golf sind nicht
vorübergehend. Sie gingen Sad-
dam Husseins Aggression voraus

und werden sie überdauern", be-
tonte der Präsident. „Lange,
nachdem all unsere Truppen
heimgekehrt sind, wird es eine
anhaltende Rolle für die Ver-
einigten Staaten geben."

Bush sprach konkret und sach-
bezogen: „Grundlegende wirt-
schaftliche Interessen" stünden
auf dem Spiel, da Irak Allein
rund 10 Prozent der nachgewie-
senen ölweltreserven kontrol-
liere, mit Kuweit zusammen dop-
pelt soviel. Die Nachbarn kon-
trollierten den Haupttei] der rest-
lichen ölreserven. „Wir können
es nicht zulassen, daß ein so le-
benswichtiger Rohstoff von je-

Zu einem neuen Schlag gegen
„unsaubere Regierung" und Kor-
ruption will der chinesische Mi-
nisterpräsident Li Peng ausho-
len. Trotz einiger Erfolge bestün-
den üble Praktiken nicht nur
•weiter, sie hätten sogar zugenom-
men. So habe Amtsmißbrauch zu
wachsender Unzufriedenheit un-
ter der Bevölkerung geführt, ins-
besondere darüber, daß willkür-
lich über die Strom- und Wasser-
versorgung, über Verkehnspro-
bleme, über den Zugang zu Schu-
len und Universitäten und die
Erteilung von Aufenthaltsgeneh-
migungen für die Großstädte ent-
schieden werde. Wenn dieses so-
ziale Phänomen derzeit an Bri-
sanz zunehme, so sei das auf die
Überbetonung der Rolle des Gel-
des zurückzuführen, erklärte
Peng. Diese wiederum resultiere
aus einer Vernachlässigung der

„politisch-ideologischen Arbeit in
den letzten Jahren". Deshalb
werde der Kampf gegen die Kor-
ruption in Ämtern, Behörden und
Betrieben für den Rest des Jah-
res eine Hauptaufgabe seiner Re-
gierung sein. Man werde schär-
fer die Mittel der Überwachung,
Kontrolle und Bestrafung nut-
zen, die politisch-ideologische Er-
ziehung weiter verstärken, strikt
auf die Einhaltung der Gesetze
achten und von den führenden
Funktionären und allen Leitungs-
gremien verlangen, daß sie ein
Beispiel geben. Erfolg dürfte sich
allerdings erst einstellen, wenn
man gegen die wirklichen Ursa-
chen vorgeht: Mangelwirtschaft,
Kompetenzgerangel, Vetternwirt-
schaft, Schwerfälligkeit wegen
Überzentralisierung des Appara-
tes und sozialismus-konforme
Gleichgültigkeit.

mandem beherrscht wird, der so
rücksichtslos ist. Und wir werden
es nicht zulassen."

Darin besteht die Quintessenz
der Bush-Rede, um die sich ro-
mantische Floskeln von einer
neuen Welt ranken, „in der die
Herrschaft des Rechts das Gesetz
des Dschungels ersetzt." Diese
Rhetorik verwundert: Den USA,
die gestern in Grenada und
Panama nach ebendiesem Ge-
setz verfuhren, geht es auch
heute offensichtlich nicht um den
ethisch-moralischen Aspekt der
Zurückweisung einer brutalen,
von der UNO verurteilten Ag-
gression.

Der USA-Präsident ließ offen,
„wie lange es dauern wird, Irak
davon zu überzeugen, sich aus
Kuweit zurückzuziehen". Es wer-
de Zeit vergehen, bis die Sank-
tionen ihre volle Wirkung erziel-
ten. Die Vereinigten Staaten
prüften weiterhin „alle Optio-
nen". Verteidigungsminister Che-
ney schloß unterdessen die Mög-
lichkeit von Schlägen gegen mili-
tärische Objekte in Irak nicht
aus.

Bush hatte noch ein zweites
großes Thema: „wachstumsorien-
tierte Steuermaßnahmen". Mit
anderen Worten: Es stehen Ab-

gabenerhöhungen im Umfang
von 50 Milliarden Dollar ins
Haus.

Angesichts des Widerstandes
gegen eine Reduzierung des Mili.
tärbudgets dürften die 500 Mil-
liarden Dollar, um die Bush im
nächsten Jahrfünft die Dauer-
Staatsverschuldung verringern
will, vor allem aus Sozialkapiteln
des Etats herausgedrückt werden.
Das mittelfristige Rüstungspro-
gramm, das der Kongreß bis zum
1. Oktober verabschieden soll,
macht der USA-Waffenlobby je-
denfalls Mut. Es werde — so
Bush — auch die „Verpflichtun-
gen am Golf" berücksichtigen.

Die Tschechoslowakische Volks-
partei (CSL) kommt aus den
negativen Schlagzeilen nicht her-
aus. Kaum kehrte ihr Vorsitzen-
der Josef Bartoncik nach der Af-
färe um seine vermeintliche Ge-
heimdienstvergangenheit wieder
an die Parteispitze zurück, pras-
selt erneut harsche Kritik auf ihn
nieder. Diesmal jedoch geht es
um eine innerparteiliche Kontro-
verse zwischen dem Vorstand und
der CSL-Zeitung „Lidova Demo-
kracie". Fast über Nacht wurden
neun erfahrene Redakteure ab-
berufen und zum Aufbau der
Zeitschrift „Vyvoy" (Entwicklung)
bestimmt. Eine Entscheidung des
Vorstands, mit der die Betroffe-
nen alles andere als einverstan-
den sind. Sie fühlen sich kaltge-'
stellt und abserviert. Vermuteter
Grund: In den letzten Wochen

und Monaten hatten sie ihre Un-
zufriedenheit mit der Politik der
CSL und den massiven Eingriffen
des Vorstands in die redaktionelle
Arbeit geäußert.

Dazu kommt, daß Bartoncik bei
den bevorstehenden Wahlen in-
nerhalb der Volkspartei wieder
als Vorsitzender kandidiert und
von der Zeitung eine entspre-
chende Popularisierung seiner
Person verlangt.

Die CSL-Führung, so mutmaß-
ten die Redakteure, wollen das
Blatt zu einem Hort alter Ver-
hältnisse machen, wo eine Atmo-
sphäre der Hörigkeit gegenüber
persönlichen Ambitionen der Spit-
zenfunktionäre herrscht, wo Mei-
nungen unbequemer Journalisten
nicht geduldet werden. Von „Säu-
berungsaktionen" in der Redak-

tion war die Rede, die Analogien
nur in den fünfziger Jahren oder
nach 1968 fänden. „Wir wollen
die Wahrheit schreiben" — der
Anspruch aus den Tagen der sanf-
ten Revolution, der als Losung
vor der Journalistik-Fakultät in
Prag zu sehen war, bleibt ange-
sichts solcher selbstherrlicher Me-
thoden natürlich auf der Strecke.

CSL-Generalsekretär Cerny
mühte sich, die personellen Ent-
scheidungen des Vorstands für die
Redaktion zu verteidigen. Eigent-
lich sollte der Partei vorstand ge-
warnt sein. Erst vor zwei Mona-
ten gab es innerhalb der Sozia-
listischen Partei einen Konflikt
unter ähnlichen Vorzeichen. Der
Streit zwischen Vorstand-und der
Redaktion von „Syobodne Slovo"
endete mit dem Rücktritt des Vor-
sitzenden Vyvadil

Lothar de Maizieres
und Hans-Dietrich Genschers
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Die Urschrift dieses Ver-
trags, dessen deutscher, engli-
scher, französischer und russi-
scher Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist, wird bei der Re-
gierung der Bundesrepublik
Deutschland hinterlegt die den
Regierungen der anderen Ver-
tragschließenden Seiten...beglau-
bigte Ausfertigungen übermittelt.

ZU URKUND DESSEN haben
die unterzeichneten, hierzu ge-
hörig } Bevollmächtigten diesen
Vertrag unterschrieben.

GESCHEHEN zu Moskau am
12. September 1990

Für die Bundesrepublik Deutsch-
land
Für die Deutsdie Demokratische
Republik
Für die Französische Republik
Für die Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken
Für das Vereinigte Königreich
von Großbritannien und Nord-
irland
Für die Vereinigten Staaten von
Amerika

Vertrages^ übet« die abschlie-
ßende Regelung 1n-'bezug1 "auf
Deutschland. Als Ergebnis ist die
Wirksamkeit der «ntsprechenden,
damit zusammenhängenden vier-
seitigen Vereinbarungen, Be-
schlüsse und Praktiken und die
Tätigkeit aller entsprechenden
Einrichtungen der Vier Mächte
ab dem Zeitpunkt der Vereini-
gung Deutschlands ausgesetzt.

Für die Regierung der Franzö-
sischen Republik:
Roland Dumas
Für die Regierung der Union
der Sozialistischen Sowjet-
republiken:
Eduard Schewardnadse
Für die Regierung des Ver-
einigten Köngreichs von Groß-
britannien und Nordirland:
Douglas Hurd
Für die Regierung der Ver-
einigten Staaten von Amerika:

Ihren Spaß hatte offenbar eine
Hyäne, die sich in Südafrika im
Badezimmer eines Hauses ein-
schloß. Ihren 24stündigen Aul-
enthalt-habe sie dazu genutzt,
die Vorhänge herunter- und
den Medizinschrank von der
Wand zu reißen und den Toi-
lettensitz zu zerschmettern.
Zum Schluß drehte die Hyäne
die Dusche an und überflutete
so das Haus.
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